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Die Mitte-links-Regierung in Slowenien hat mit einem andauernden Umfragetief zu kämp-
fen. Dieses geht nicht nur auf externe Krisen zurück, sondern auch auf die Instabilität der
Regierungskoalition und ihre Unfähigkeit,  strukturelle Reformen umzusetzen.  Auch die
Opposition war von innerparteilichen Spaltungen geschwächt.

Das Votum des Vereinigten Königreichs, die Europäische Union zu verlassen, kam auch
für das eindeutig proeuropäische Slowenien überraschend.1 Auch wenn der EU-Austritt
des  Vereinigten  Königreichs  keine  direkten  Auswirkungen  für  Slowenien  haben  wird,
bestehen Befürchtungen, dass größere Mitgliedstaaten auf Kosten kleinerer Staaten, die
stärker auf das Vereinigte Königreich angewiesen sind, den Ton in den Brexit-Verhandlun-
gen angeben werden.  Der Sieg Donald Trumps bei  den Präsidentschaftswahlen in den
Vereinigten Staaten stellte eine weitere negative Überraschung dar, die als eine Schwä-
chung der internationalen, liberalen Ordnung wahrgenommen wurde, von der vor allem
eine  kleine  Volkswirtschaft  wie  Slowenien  betroffen  sein  könnte.  Das  Weißbuch  zur
Zukunft Europas, mit dem die Europäische Kommission im März 2017 auf die Krisen der
Europäischen Union reagiert hat, stelle einen ersten Schritt in Richtung der Etablierung
eines  Europas  der  verschiedenen  Geschwindigkeiten  dar.  Ein  Europa  der  mehreren
Geschwindigkeiten aber  würde  die  institutionelle  Einheit  schwächen,  die  die  kleineren
östlichen Mitgliedstaaten bisher vor dem politischen Abseits schützt.2 Die Krise der Euro-
päischen Union hat auch negative Auswirkungen auf den Westbalkan, der für Slowenien
eine strategisch wichtige Region ist.

Die externen Krisen stellten ein Problem für die Mitte-links-Regierung dar, die versuch-
te, ein pro-europäisches Image im Land aufrecht zu erhalten. Jedoch nahmen Nationalis-
mus  und  Populismus  in  der  Opposition  zu.  Allerdings  überwog  insgesamt  noch  der
„Euro“-Pessimismus vor einem pauschalen Europaskeptizismus. 

Umfragetief der Regierung 

Ein Jahr vor Ende ihres Mandats hatte die Mitte-links-Regierung, bestehend aus der Partei
des modernen Zentrums (SMC), der Sozialdemokratischen Partei (SD) und der Demokra-
tischen Pensionistenpartei Sloweniens (DeSUS), mit geringer öffentlicher Unterstützung
(die Werte fielen auf unter 30 Prozent) zu kämpfen.3
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Angesichts der sich seit drei Jahren in Folge weiter fortsetzenden positiven ökonomi-
schen Entwicklung (die Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts lag bei über 3 Prozent
und die Arbeitslosenrate ging ebenfalls weiter zurück)4 scheinen die niedrigen Umfrage-
werte zu überraschen. Doch bestanden die wirtschaftlichen Probleme des Landes fort – die
Arbeitslosenrate  erreichte immer noch  nicht  das  Niveau vor  der  Krise,  der  Anteil  der
prekären  Beschäftigungsverhältnisse  an  neugeschaffenen  Arbeitsplätzen  war  einer  der
höchsten in der Europäischen Union und es fehlte an bezahlbarem Wohnraum. Die Staats-
verschuldung blieb ebenfalls hoch. All dies verlangte nach strukturellen Reformen.

Die geringe Unterstützung war zum Teil die Folge früherer Krisen – besonders ist hier
die Migrationskrise zu nennen sowie die Schwierigkeiten Sloweniens als Hauptzugangs-
punkt zum Schengen-Raum auf der Westbalkanroute, diese zu bewältigen.5 Die Regierung
verfolgte  eine  auf  Sicherheit  ausgerichtete  Strategie,  um Druck  von  der  Mitte-rechts-
Opposition auszugleichen, was zu Spaltungen in der Gesellschaft führte und Unterstützung
durch progressivere Wähler schmälerte. Es gab weitere Gründe für die niedrige Unterstüt-
zung: die schleppende Reform des Gesundheitssystems, der langsame Fortschritt bei stra-
tegischen Projekten wie der zweiten Bahnstrecke zum Hafen von Koper und fragwürdige
Besetzungen bei der Bank Asset Management Company und dem Slovenian Sovereign
Fund, den beiden wichtigsten Institutionen, die Staatsvermögen verwalten.6 In einigen der
oben genannten Fälle wurden Korruptionsvorwürfe geäußert, die die Koalition weiter spal-
teten.

Die Opposition hat nicht viel besser agiert. Obwohl die führende Oppositionspartei, die
Slowenische Demokratische Partei (SDS), die Umfragen anführte,7 wäre sie nicht in der
Lage, eine Koalition zu bilden, da ihr Parteiführer Janez Janša, der als Parteivorsitzender
unersetzlich  war,  für  eine  Mehrheit  der  Wählerschaft  aufgrund  früherer  Korruptions-
anschuldigungen inakzeptabel  wurde.  Als  Reaktion  darauf  hat  die  SDS die  Gründung
alternativer,  populistisch-nationalistischer  Satellitenparteien  unterstützt.  Jedoch  reichten
diese Bemühungen nicht aus, um eine alternative Koalition bilden zu können. 

Rückgang des liberalen Internationalismus und der europäischen Einheit

In den Jahren 2016 und 2017 dauerten die externen Schocks an. Das Votum des Vereinig-
ten Königreichs die  Europäische  Union zu verlassen war eine große  negative Überra-
schung für Slowenien. Der slowenische Handel mit dem Vereinigten Königreich lag bei
800 Mio. Euro, also nur ein kleiner Anteil des gesamten Handels.8 Die Anzahl der sloweni-
schen Gastarbeiter in Großbritannien war ebenfalls relativ gering. Allerdings war es wahr-
scheinlich,  dass  politische  Blockaden  im Austrittsprozess  auftreten  würden.  Es  wurde
erwartet, dass größere EU-Staaten eine stärkere Rolle spielen würden, während kleinere,
die  möglicherweise  stärker  auf  das  Vereinigte  Königreich  angewiesen  sind,  als  Geisel
gehalten werden könnten. Diese Prognose bewahrheitete sich. Es gab laute Töne zwischen
London und Brüssel und vermehrt Diskussionen über einen ‚harten Brexit‘.
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Der nächste Schock war der Sieg Trumps bei den Wahlen in den Vereinigten Staaten,
ein Zeichen der Verbreitung von Nationalismus und Populismus. Für kleine, von der libe-
ralen demokratischen Weltordnung abhängige Staaten, stellte dies ein Problem dar. Aller-
dings könnte Slowenien sogar von Trumps Wahl profitieren, da seine Frau Melania Slowe-
nin ist. Somit erhielt das kleine zentraleuropäische Land Aufmerksamkeit der Weltmedien,
aber dies konnte die negativen globalen Auswirkungen der Politik der neuen amerikani-
schen Regierung kaum ausgleichen. Zum Beispiel hat sich Trump offen für Protektionis-
mus ausgesprochen. Außerdem hat er äußerst negative Äußerungen über die Europäische
Union getätigt und die Verpflichtungen gegenüber der Nordatlantikvertrags-Organisation
(NATO) in Frage gestellt. Für Slowenien, einer kleinen offenen Volkswirtschaft, die von
der Europäischen Union und der NATO abhängig ist, war dies ein Problem.

Schließlich legte die Europäische Kommission unter Führung Jean Claude Junckers als
Reaktion  auf  die  politischen  Krisen  der  Europäischen  Union  sein  Weißbuch  über  die
mögliche politische Zukunft der Union vor. Die Liste bestätigte, was sich schon länger
abzeichnete: Die Einheitlichkeit endete und dass es ein Europa der mehreren Geschwin-
digkeiten geben wird, mit einigen willens zu kooperieren, die schneller voran schreiten,
und anderen, die permanent unter Druck stehen, zurückgelassen zu werden. Slowenien war
darum bemüht, ein Teil des Kerns der Union zu bleiben.9 Allerdings würde in dieser neuen
politischen Landschaft keiner der anderen Mitgliedstaaten darauf warten, bis sich die klei-
neren peripheren Länder angepasst haben. Ohne institutionellen Hebel, um die Umsetzung
neuer Regelungen abzumildern, stellte sich die Frage, ob Slowenien mit der Geschwindig-
keit der Kernländer mithalten könnte und was im gegenteiligen Fall passieren würde. Des
Weiteren könnte ein differenzierter Ansatz die Spannungen zwischen dem Kern und der
Peripherie verstärken und zu weiteren illiberalen Trends sowohl in Osteuropa als auch in
den anderen Mitgliedstaaten führen.

Das Schengen-Abkommen stellte einen der Politikbereiche dar, in denen sich bereits
erste  Anzeichen  für  eine  etwaige  Spaltung  abzeichneten.  Slowenien  hat  vor  dem Rat
„Justiz und Inneres“ gegen den Fortbestand von Grenzkontrollen seitens Österreichs an
der Grenze mit Slowenien, die eine interne Grenze der Europäischen Union ist, argumen-
tiert.10 Die slowenische Regierung war zudem aufgrund neuer sozialer Regulierungen in
Österreich, die slowenische Unternehmen diskriminieren, besorgt. Auf der anderen Seite
kreierte  die strikte Anwendung der  Schengen-Regelungen seitens  Sloweniens an seiner
Schengen-Grenze mit  Kroatien  lange  Warteschlangen sowie  Spannungen mit  Kroatien.
Der  Nachbarstaat  warf  Slowenien  vor,  Schengen zu missbrauchen,  um Kroatien  unter
Druck zu setzen, damit es der Entscheidung des Schiedsgerichts über den Streit um die
bilaterale Seegrenze an der Bucht von Piran zustimmt.

Der Verlust an Attraktivität der Europäischen Union, eine Folge ihrer Krisen, begann
sich schon im Westbalken, einer Region von strategischer Bedeutung für Slowenien, abzu-
zeichnen. Zeitgleich verstärkte sich die Position anderer Akteure in der Region, wie Russ-
land und die Türkei, die nicht immer eine konstruktive Rolle spielten.11 Die komplizierten
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und diesen beiden Mächten, besonders

9 Möller/Pardijs: The future shape of Europe, 2016, S. 34.
10 Council of the European Union: Press release. Schengen area: Council recommends prolongation of inter-
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w.nato.int/docu/review/2017/Also-in-2017/backsliding-western-balkans-kosovo-servia-bosnia/EN/index.
htm (letzter Zugriff: 16.11.2017).
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mit dem Erdogan-Regime in der Türkei, waren  nicht hilfreich. Slowenien kritisierte das
Votum des Europäischen Parlaments zum Beitritt der Türkei und forderte alle dazu auf,
ruhigere Töne anzustimmen.12

Pro-Europäische Strategie, aber wo ist Europa?

Die externen Krisen schwächten die pro-europäische Regierung Miro Cerars, Vorsitzender
der progressiv-liberalen SMC. In Reaktion auf die Volksabstimmung in Großbritannien,
die Europäische Union zu verlassen, sagte Cerar, dass dies eine Chance sei, die Einheit der
Europäischen Union zu stärken und zu tieferer Integration voranzuschreiten. Zur selben
Zeit sagte er, dass die Europäische Union entbürokratisiert werden, nationale Souveränität
erhalten bleiben und dass Brüssel  näher an die Bürger rücken müsse – er  vertrat  also
essentiell  dieselben Forderungen wie die Briten.13 Es  war unklar,  wie die Europäische
Union dies alles auf einmal erreichen sollte.

Der Brexit  und Trumps Sieg haben der  Mitte-rechts-Opposition zusätzlichen Boden
bereitet, indem die existierenden populistischen und nationalistischen Trends, die während
der  Migrations-  und Flüchtlingskrise  aufkamen,  verstärkt  wurden.  Da jedoch nur  eine
begrenzte Anzahl neuer Migranten ankam, konnte die Regierung Versuche der Opposition,
sie zu destabilisieren, neutralisieren. Des Weiteren beharrte die Regierung auf ihrer auf
Sicherheit  ausgerichteten Strategie  und erhielt  den Stacheldrahtzaun an der  Grenze  zu
Kroatien. Als Reaktion auf Kritik an der slowenischen Verteidigungsfähigkeit angesichts
der wachsenden Instabilität des externen Umfelds hat die Regierung die Diskussion über
die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht eröffnet.

Als ein sehr pro-europäisches Land war Slowenien der erste Mitgliedstaat, den Juncker
auf seiner Reise, auf der er die Pläne zur Zukunft der Europäischen Union präsentierte,
besuchte. Jedoch bereitete die Öffentlichkeit ihm keinen sehr herzlichen Empfang.14 Viele
Slowenen  glaubten,  dass  sie  bereits  Bürgerinnen  und  Bürger  zweiter  Klasse  wären
aufgrund der Art, wie die Kommission Slowenien in der Vergangenheit behandelt hat. Zum
Beispiel wurde das Land während der Restrukturierung seiner Banken dazu gezwungen,
dass sich nachrangige Gläubiger in vollem Umfang an der Bankenrettung beteiligen muss-
ten (bail-in),15 und während des Disputs über den Terrano-Wein hat die Kommission durch
einen delegierten Rechtsakt den benachbarten kroatischen Weinbauern erlaubt, auf ihren
Flaschen den Namen zu benutzen, den Slowenien geschützt hat.
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